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Änderungsantrag 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zu der Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses (2. Ausschuß) 
- Drucksache 13/3516 - 


- Sammeiübersicht 97 zu Petitionen - 


Der Bundestag wolle beschließen, die Petition 1-12-06-266-072648 
der Bundesregierung zur Berücksichtigung zu überweisen. 

Bonn, den 29, Januar 1996 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Der Petent bittet, ihm den weiteren Aufenthalt im Bundesgebiet 
zu gestatten. 

Der Petent, ein marokkanischer Geistlicher, hat bei einer Revolte 
von Abschiebehäftlingen in der Untersuchungshaftanstalt in Kas- 
sel im Juli 1994, bei der es zur Geiselnahme eines Justizvollzugs- 
beamten kam, eine bedeutende Rolle als Vermittler gespielt. Er hat 
auf Bitten der Polizei in der Nacht der Geiselnahme unter hohem 
persönlichen Risiko allein mit den Geiselnehmern gesprochen und 
hatte laut Auskunft der Polizei mit seiner Vermittlungstätigkeit 
teilweise Erfolg. Der Petitionsausschuß hat den couragierten Ein- 
satz des Petenten ausdrücklich gewürdigt. 

Arabische und marokkanische Medien haben über die Geisel- 
nahme berichtet. Auf diesem Wege ist der Name des Petenten auch 
den marokkanischen Behörden bekannt geworden. Der Petent 
geht davon aus, daß diese ihn als engen Vertrauten der Islamisten 
ansehen und er deshalb mit staatlicher Verfolgung in Marokko zu 
rechnen habe. Die Tatsache, daß er in der Bundesrepublik Deutsch- 
land einen Asylantrag gestellt hat und bereit ist, Stellung zu be- 
ziehen und sich zu engagieren, ist nunmehr in Marokko bekannt 
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geworden. Seine Bereitschaft, bei der Geiselnahme zu vermitteln, 
hat somit seine eigene Situation erheblich verschlechtert. 

Nachdem der Asylantrag des Petenten rechtskräftig negativ be- 
schieden wurde, ist es vor dem Hintergrund seines couragierten 
Einsatzes erforderlich, ihm ein Bleiberecht aus humanitären Grün- 
den zu erteilen. 

Die Rechtsauffassung des Bundesministers des Innern, wonach die 
erforderliche Übernahmeerklärung aus humanitären Gründen 
nach dem Ausländergesetz nur im Visumsverfahren an Ausländer, 
die sich im Ausland aufhalten, abgegeben werden könne, steht der 
Gewährung eines Bleiberechts nicht im Wege. Denn nirgendwo 
steht geschrieben, daß es sich bei dem Ausland um das Her- 
kunftsland des Petenten handeln muß. 

Im übrigen sind andere ausländerrechtliche Möglichkeiten zu er- 
kunden. Der Wille, in diesem einzigartigen Fall aus humanitären 
Gründen ein Bleiberecht zu erteilen, darf nicht an einer restrikti- 
ven Auslegung des Ausländergesetzes scheitern. 
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